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Beschlußempfehlung 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 214. Sitzung am 31. Mai 
1990 beschlossene Gesetz zur Fortentwicklung der Datenverarbei- 
tung und des Datenschutzes wird nach Maßgabe der in der Anlage 
zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 12. September 1990 


Der Vermittlungsausschuß 

Dr. Hüsch Dr. Hill 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Gesetz zur Fortentwicklung der Datenverarbeitung und des Datenschutzes 


1. Zu Artikel 1 (§ 1 BDSG) 

In Artikel 1 wird § 1 wie folgt gefaßt: 

„§ 1 

Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es ( den einzelnen 
davor zu schützen, daß er durch den Umgang mit 
seinen personenbezogenen Daten in seinem Per- 
sönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird. 

(2) Dieses Gesetz gilt für die Erhebung, Verar- 
beitung und Nutzung personenbezogener Daten 
durch 

1. öffentliche Stellen des Bundes, 

2. öffentliche Stellen der Länder, soweit der Da- 
tenschutz nicht durch Landesgesetz geregelt 
ist und soweit sie 

a) Bundesrecht ausführen oder 

b) als Organe der Rechtspflege tätig werden 
und es sich nicht um Verwaltungsangele- 
genheiten handelt, 

3. nicht- öffentliche Stellen, soweit sie die Daten 
in oder aus Dateien geschäftsmäßig oder für 
berufliche oder gewerbliche Zwecke verarbei- 
ten oder nutzen. 

(3) Bei der Anwendung dieses Gesetzes gelten 
folgende Einschränkungen: 

1. Für automatisierte Dateien, die ausschließlich 
aus verarbeitungstechnischen Gründen vor- 
übergehend erstellt und nach ihrer verarbei- 
tungstechnischen Nutzung automatisch ge- 
löscht werden, gelten nur die §§ 5 und 9. 

2. Für nicht- automatisierte Dateien, deren perso- 
nenbezogene Daten nicht zur Übermittlung an 
Dritte bestimmt sind, gelten nur die §§ 5, 9, 39 
und 40. Außerdem gelten für Dateien öffentli- 
cher Stellen die Regelungen über die Verarbei- 
tung und Nutzung personenbezogener Daten 
in Akten. Werden im Einzelfall personenbezo- 
gene Daten übermittelt, gelten für diesen Ein- 
zelfall die Vorschriften dieses Gesetzes unein- 
geschränkt. 

(4) Soweit andere Rechtsvorschriften des Bun- 
des auf personenbezogene Daten einschließlich 
deren Veröffentlichung anzuwenden sind, gehen 
sie den Vorschriften dieses Gesetzes vor. Die Ver- 
pflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhal- 
tungspflichten oder von Berufs- oder besonderen 
Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen 
Vorschriften beruhen, bleibt unberührt. 


(5) Die Vorschriften dieses Gesetzes gehen de- 
nen des Verwaltungsverfahrensgesetzes vor, so- 
weit bei der Ermittlung des Sachverhalts perso- 
nenbezogene Daten verarbeitet werden." 


2. Zu Artikel 1 (§ 14 Abs. 2 BDSG) 

In Artikel 1 wird § 14 Abs. 2 wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 3 wird nach dem Wort „liegt" ein 
Komma eingefügt. 

b) Satz 1 Nr. 4 und die Sätze 2 und 3 werden ge- 
strichen. 

c) In Satz 1 werden die Nummern 5 bis 9 Num- 
mern 4 bis 8. 

d) In Satz 1 wird die bisherige Nummer 10 Num- 
mer 9 und erhält folgende Fassung: 

„9. es zur Durchführung wissenschaftlicher 
Forschung erforderlich ist, das wissen- 
schaftliche Interesse an der Durchführung 
des Forschungsvorhabens das Interesse 
des Betroffenen an dem Ausschluß der 
Zweckänderung erheblich überwiegt und 
der Zweck der Forschung auf andere 
Weise nicht oder nur mit unverhältnismä- 
ßigem Aufwand erreicht werden kann. " 


3. Zu Artikel 1 (§ 15 Abs. 6 — neu — BDSG) 

In Artikel 1 wird in § 15 folgender Absatz 6 ange- 
fügt: 

„(6) Absatz 5 gilt entsprechend, wenn perso- 
nenbezogene Daten innerhalb einer öffentlichen 
Stelle weitergegeben werden. " 


4. Zu Artikel 1 (§ 24 Abs. 1 und 2 BDSG) 

a) In Artikel 1 wird § 24 Abs. 1 wie folgt geän- 
dert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „ , unbeschadet 
der ihnen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
obliegenden fachlichen Beurteilung und 
Verantwortlichkeit," gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „ ; die Kontrolle 
ist auf den Einzelfall beschränkt" gestri- 
chen. 

b) In Artikel 1 wird § 24 Abs. 2 wie folgt geän- 
dert: 

aa) In Satz 4 Nr. 2 Buchstabe b werden die 
Worte „dem Steuergeheimnis nach § 30 
der Abgabenordnung oder" gestrichen. 
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bb) In Satz 4 werden nach den Worten „wenn 
der Betroffene der Kontrolle" die Worte 
„der auf ihn bezogenen Daten" einge- 
fügt. 

cc) Folgender Satz 5 wird angefügt: 

„Unbeschadet des Kontrollrechts des Bun- 
desbeauftragten unterrichtet die öffentli- 
che Stelle die Betroffenen in allgemeiner 
Form über das ihnen zustehende Wider- 
spruchsrecht. " 


5. Zu Artikel 1 (§ 27 Abs. 1 Satz 1 BDSG) 

In Artikel 1 wird in § 27 Abs. 1 der einleitende 
Satzteil wie folgt gefaßt: 

„Die Vorschriften dieses Abschnittes finden An- 
wendung, soweit personenbezogene Daten in 
oder aus Dateien geschäftsmäßig oder für berufli- 
che oder gewerbliche Zwecke verarbeitet oder 
genutzt werden, durch". 


6. Zu Artikel 1 (§ 28 BDSG) 

In Artikel 1 wird § 28 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Nummer 3 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und die Nummer 4 
wie folgt gefaßt: 

„4. wenn es im Interesse der speichernden 
Stelle zur Durchführung wissenschaftli- 
cher Forschung erforderlich ist, das wis- 
senschaftliche Interesse an der Durchfüh- 
rung des Forschungsvorhabens das Inter- 
esse des Betroffenen an dem Ausschluß 
der Zweckänderung erheblich überwiegt 
und der Zweck der Forschung auf andere 
Weise nicht oder nur mit unverhältnismä- 
ßigem Aufwand erreicht werden kann. " 

b) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Daten müssen nach Treu und Glauben 
und auf rechtmäßige Weise erhoben wer- 
den." 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Ordnungsziffer „2." wird gestrichen; 

bb) der Punkt nach dem Wort „beziehen" wird 
durch ein Komma ersetzt und danach das 
Wort „oder" angefügt; 

cc) die bisherige Nummer 3 erhält die Ord- 
nungsziffer „2." und wird wie folgt ge- 
faßt: 

„2. wenn es im Interesse einer For- 
schungseinrichtung zur Durchführung 
wissenschaftlicher Forschung erfor- 
derlich ist, das wissenschaftliche Inter- 
esse an der Durchführung des For- 
schungsvorhabens das Interesse des 
Betroffenen an dem Ausschluß der 
Zweckänderung erheblich überwiegt 
und der Zweck der Forschung auf an- 


dere Weise nicht oder nur mit unver- 
hältnismäßigem Aufwand erreicht 
werden kann. " 

d) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Empfänger darf die übermittelten Daten 
für den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu 
dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wer- 
den. " 


7. Zu Artikel 1 (§ 29 Abs. 1 und 3 BDSG) 

In Artikel 1 wird § 29 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 28 Abs. 1 Satz 2 ist anzuwenden." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „nach Absatz 2 
Nr. 1 Buchstabe a" gestrichen. 


8. Zu Artikel 1 (§ 43 Abs. 1 und 2 BDSG) 

In Artikel 1 wird § 43 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Eingangsworte wie 
folgt gefaßt: 

„Wer unbefugt von diesem Gesetz geschützte 
personenbezogene Daten, die nicht offenkun- 
dig sind, " . 

b) In Absatz 2 werden die Nummern 1 und 2 wie 
folgt gefaßt: 

„1. die Übermittlung von durch dieses Gesetz 
geschützten personenbezogenen Daten, 
die nicht offenkundig sind, durch unrich- 
tige Angaben erschleicht, 

2. entgegen § 16 Abs. 4 Satz 1, § 28 Abs. 4 
Satz 1, auch in Verbindung mit § 29 Abs. 3, 
§ 39 Abs. 1 Satz 1 oder § 40 Abs. 1 die 
übermittelten Daten für andere Zwecke 
nutzt, indem er sie an Dritte weitergibt, 
oder". 


9. Zu Artikel 2 (§ 3 BVerfSchG) 

In Artikel 2 wird § 3 wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab- 
sätze 2 und 3. 

c) In dem neuen Absatz 2 werden die Sätze 2 und 
3 durch folgende Sätze ersetzt: 

„Besteht die Mitwirkung des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz an der Sicherheitsüberprü- 
fung nach Satz 1 lediglich in der Auswertung 
bereits vorhandenen Wissens der Beschäfti- 
gungsstelle, der Strafverfolgungs- oder Sicher- 
heitsbehörden, ist es erforderlich und ausrei- 
chend, wenn der Betroffene von der Einleitung 
der Überprüfung Kenntnis hat. Im übrigen ist 
die Zustimmung erfordern ch, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. In die Sicherheits- 
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Überprüfung dürfen mit ihrer Zustimmung der 
Ehegatte, Verlobte oder die Person, die mit 
dem Betroffenen in eheähnlicher Gemein- 
schaft lebt, miteinbezogen werden. " 


10. Zu Artikel 2 (§ 3a — neu — und § 3b — neu — 
BVerfSchG) 

In Artikel 2 werden nach § 3 folgende §§ 3 a und 
3 b eingefügt: 

„§3a 

B egrif f sb e Stimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind 

a) Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes 
oder eines Landes solche politisch bestimmten, 
ziel- und zweckgerichteten Verhaltensweisen 
in einem oder für einen Personenzusammen- 
schluß, der darauf gerichtet ist, die Freiheit des 
Bundes oder eines Landes von fremder Herr- 
schaft aufzuheben, ihre staatliche Einheit zu 
beseitigen oder ein zu ihm gehörendes Gebiet 
abzutrennen; 

b) Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bun- 
des oder eines Landes solche politisch be- 
stimmten, ziel- und zweckgenchteten Verhal- 
tensweisen in einem oder für einen Personen- 
zusammenschluß, der darauf gerichtet ist, den 
Bund, Länder oder deren Einrichtungen in ih- 
rer Funktionsfähigkeit erheblich zu beein- 
trächtigen; 

c) Bestrebungen gegen die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung solche politisch be- 
stimmten, ziel- und zweckgerichteten Verhal- 
tensweisen in einem oder für einen Personen- 
zusammenschluß, der darauf gerichtet ist, ei- 
nen der in Absatz 2 genannten Verfassungs- 
grundsätze zu beseitigen oder außer Geltung 
zu setzen. 

Für einen Personenzusammenschluß handelt, wer 
ihn in seinen Bestrebungen nachdrücklich unter- 
stützt. Voraussetzung für die Sammlung und Aus- 
wertung von Informationen im Sinne des § 3 
Abs. 1 ist das Vorliegen tatsächlicher Anhalts- 
punkte. Verhaltensweisen von Einzelpersonen, 
die nicht in einem oder für einen Personenzusam- 
menschluß handeln, sind Bestrebungen im Sinne 
dieses Gesetzes, wenn sie auf Anwendung von 
Gewalt gerichtet sind oder aufgrund ihrer Wir- 
kungsweise geeignet sind, ein Schutzgut dieses 
Gesetzes erheblich zu beschädigen. 

(2) Zur freiheitlichen demokratischen Grund- 
ordnung im Sinne dieses Gesetzes zählen: 

a) das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in 
Wahlen und Abstimmungen und durch beson- 
dere Organe der Gesetzgebung, der vollzie- 
henden Gewalt und der Rechtsprechung aus- 
zuüben und die Volksvertretung in allgemei- 
ner, unmittelbarer, freier, gleicher und gehei- 
mer Wahl zu wählen, 


b) die Bindung der Gesetzgebung an die verfas- 
sungsmäßige Ordnung und die Bindung der 
vollziehenden Gewalt und der Rechtspre- 
chung an Gesetz und Recht, 

c) das Recht auf Bildung und Ausübung einer 
parlamentarischen Opposition, 

d) die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Ver- 
antwortlichkeit gegenüber der Volksvertre- 
tung, 

e) die Unabhängigkeit der Gerichte, 

f) der Ausschluß jeder Gewalt- und Willkürherr- 
schaft und 

g) die im Grundgesetz konkretisierten Men- 
schenrechte. 

§ 3b 

Abgrenzung der Zuständigkeiten 
der Verfassungsschutzbehörden 

(1) Die Landesbehörden für Verfassungsschutz 
sammeln Informationen, Auskünfte, Nachrichten 
und Unterlagen zur Erfüllung ihrer Aufgaben, 
werten sie aus und übermitteln sie dem Bundes- 
amt für Verfassungsschutz und den Landesbehör- 
den für Verfassungsschutz, soweit es für deren 
Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

(2) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf 
in einem Lande im Benehmen mit der Landesbe- 
hörde für Verfassungsschutz Informationen, Aus- 
künfte, Nachrichten und Unterlagen im Sinne des 
§ 3 sammeln. Bei Bestrebungen und Tätigkeiten 
im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 ist Vorausset- 
zung, daß 

1. sie sich ganz oder teilweise gegen den Bund 
richten, 

2. sie sich über den Bereich eines Landes hinaus 
erstrecken, 

3. sie auswärtige Belange der Bundesrepublik 
Deutschland berühren oder 

4. eine Landesbehörde für Verfassungsschutz das 
Bundesamt für Verfassungsschutz um ein Tä- 
tigwerden ersucht. 

Das Benehmen kann für eine Reihe gleichgela- 
gerter Fälle hergestellt werden. 

(3) Das Bundesamt für Verfassungsschutz un- 
terrichtet die Landesbehörden für Verfassungs- 
schutz über alle Unterlagen, deren Kenntnis für 
das Land zum Zwecke des Verfassungsschutzes 
erforderlich ist. " 


11. Zu Artikel 2 (§ 4 BVerfSchG) 

In Artikel 2 wird § 4 wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen-, der Text des Absat- 
zes 2 wird Text des § 4. 

b) In dem bisherigen Absatz 2 Satz 1 werden die 
Worte „nach Absatz 1" durch die Worte „nach 
§ 3b" ersetzt. 
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12. Zu Artikel 2 (§ 6 Abs. 4 Satz 2 BVerfSchG) 

In Artikel 2 werden in § 6 Abs. 4 Satz 2 die Worte 
„§3 Abs. 3" durch die Worte „§ 3 Abs. 2" er- 
setzt. 


13. Zu Artikel 2 (§ 8 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 
BVerfSchG) 

In Artikel 2 werden in § 8 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 
jeweils die Worte „§ 3 Abs. 3“ durch die Worte 
„ § 3 Abs. 2 " ersetzt. 


14. Zu Artikel 2 (§ 9 Abs. 2 BVerfSchG) 

In Artikel 2 werden in § 9 Abs. 2 nach den Worten 
„In Dateien' 1 die Worte „oder zu ihrer Person ge- 
führten Akten" eingefügt. 


15. Zu Artikel 2 (§ 10 Abs. 3 BVerfSchG) 

In Artikel 2 wird § 10 Abs. 3 wie folgt gefaßt: 

„(3) Das Bundesamt für Verfassungsschutz 
prüft bei der Einzelfallbearbeitung und nach fest- 
gesetzten Fristen, spätestens nach fünf Jahren, ob 
gespeicherte personenbezogene Daten zu berich- 
tigen oder zu löschen sind. Gespeicherte perso- 
nenbezogene Daten über Bestrebungen nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1 oder 3 sind spätestens zehn Jahre 
nach dem Zeitpunkt der letzten gespeicherten re- 
levanten Information zu löschen, es sei denn, der 
Behördenleiter oder sein Vertreter trifft im Einzel- 
fall ausnahmsweise eine andere Entscheidung. 11 


16. Zu Artikel 2 (§ 12 BVerfSchG) 

In Artikel 2 wird § 12 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Abs. 2" 
gestrichen. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) In der Dateianordnung über automati- 
sierte personenbezogene Textdateien ist die 
Zugriffsberechtigung auf Personen zu be- 
schränken, die unmittelbar mit Arbeiten in 
dem Gebiet betraut sind, dem die Textdateien 
zugeordnet sind; Auszüge aus Textdateien 
dürfen nicht ohne die dazugehörenden erläu- 
ternden Unterlagen übermittelt werden. 11 


17. Zu Artikel 2 (§ 13 Abs. 2 und 4 BVerfSchG) 

In Artikel 2 wird § 13 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Entscheidung trifft der Behördenleiter 
oder ein von ihm besonders beauftragter Mit- 
arbeiter. 11 


b) In Absatz 4 wird Satz 1 durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Die Ablehnung der Auskunftserteilung be- 
darf keiner Begründung, soweit dadurch der 
Zweck der Auskunftsverweigerung gefährdet 
würde. Die Gründe der Auskunftsverweige- 
rung sind aktenkundig zu machen. 11 


18. Zu Artikel 2 (§ 16 Abs. 4 BVerfSchG) 

In Artikel 2 werden in § 16 Abs. 4 nach den Wor- 
ten „Bundesamt für Verfassungsschutz" die 
Worte „bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 sowie bei der Beobachtung 
terroristischer Bestrebungen" eingefügt. 


19. Zu Artikel 2 (§ 17 Abs. 2 BVerfSchG) 

In Artikel 2 wird § 17 Abs. 2 wie folgt gefaßt: 

„(2) Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf 
personenbezogene Daten an Dienststellen der 
Stationierungsstreitkräfte übermitteln, soweit die 
Bundesrepublik Deutschland dazu im Rahmen 
von Artikel 3 des Zusatzabkommens zu dem Ab- 
kommen zwischen den Parteien des Nordatlantik- 
vertrages über die Rechtsstellung ihrer Truppen 
hinsichtlich der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land stationierten ausländischen Truppen vom 
3. August 1959 (BGBl. 1961 II S. 1183, 1218) ver- 
pflichtet ist. " 


20. Zu Artikel 2 (§ 24 BVerfSchG) 

In Artikel 2 wird § 24 wie folgt gefaßt: 

„§24 

N achb erichtspflicht 

Erweisen sich personenbezogene Daten nach 
ihrer Übermittlung nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes als unvollständig oder unrichtig, so sind 
sie unverzüglich gegenüber dem Empfänger zu 
berichtigen, es sei denn, daß dies für die Beurtei- 
lung eines Sachverhalts ohne Bedeutung ist. " 


21. Zu Artikel 2 (§ 25 BVerfSchG) 

In Artikel 2 wird § 25 gestrichen. 
Als Folge 

werden §§ 26 und 27 §§ 25 und 26. 


22. Zu Artikel 2 (§ 26 BVerfSchG) 

In Artikel 2 werden in dem bisherigen § 26 die 
Worte „§§ 13 bis 20" durch die Worte „§§ 10 und 
13 bis 20" ersetzt. 
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23. Zu Artikel 3 (§ 1 MADG) 

In Artikel 3 wird § 1 wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen. 

b) Die Absätze 2 bis 6 werden Absätze 1 bis 5. 

c) Der neue Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Aufgabe des Militärischen Abschirm- 
dienstes des Bundesministers der Verteidigung 
ist die Sammlung und Auswertung von Infor- 
mationen, insbesondere von sach- und perso- 
nenbezogenen Auskünften, Nachrichten und 
Unterlagen, über 

1. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung, den Bestand 
oder die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes gerichtet sind, 

2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienst- 
liche Tätigkeiten im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes für eine fremde Macht, 

wenn sich diese Bestrebungen oder Tätigkei- 
ten gegen Personen, Dienststellen oder Ein- 
richtungen im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers der Verteidigung richten und von 
Personen ausgehen oder ausgehen sollen, die 
diesem Geschäftsbereich angehören oder in 
ihm tätig sind. § 3 a Bundesverfassungsschutz- 
gesetz findet Anwendung. " 

d) In Absatz 2 (neu) werden die Worte „Absatz 2 " 
durch die Worte „Absatz 1" ersetzt. 

e) In Absatz 3 (neu) werden die Sätze 2 und 3 
. durch folgende Sätze ersetzt: 

„Besteht die Mitwirkung des Militärischen Ab- 
schirmdienstes an der Sicherheitsüberprüfung 
nach Satz 1 lediglich in der Auswertung bereits 
vorhandenen Wissens der Beschäftigungs- 
stelle, der Strafverfolgungs- oder Sicherheits- 
behörden, ist es erforderlich und ausreichend, 
wenn der Betroffene von der Einleitung der 
Überprüfung Kenntnis hat. Im übrigen ist die 
Zustimmung erforderlich, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. In die Sicherheits- 
überprüfung dürfen mit ihrer Zustimmung der 
Ehegatte, Verlobte oder die Person, die mit 
dem Betroffenen in eheähnlicher Gemein- 
schaft lebt, miteinbezogen werden. " 


24. Zu Artikel 3 (§ 2 MADG) 

In Artikel 3 werden in § 2 jeweils die Worte „§ 1 
Abs. 2" durch die Worte „§ 1 Abs. 1“ ersetzt. 


25. Zu Artikel 3 (§ 4 Abs. 1 Satz 2 MADG) 

In Artikel 3 werden in § 4 Abs. 1 Satz 2 die Worte 
„§ 1 Abs. 3" durch die Worte „§ 1 Abs. 2" er- 
setzt. 


26. Zu Artikel 3 (§ 5 Nr. 1 MADG) 

In Artikel 3 werden in § 5 Nr. 1 die Worte „ § 1 
Abs. 2" durch die Worte „§ 1 Abs. 1" ersetzt. 


27 Zu Artikel 3 (§ 6 MADG) 

In Artikel 3 wird § 6 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „§ 1 
Abs. 3" durch die Worte „§ 1 Abs. 2 " ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 werden 
jeweils die Worte „§ 1 Abs. 2 " durch die Worte 
„§ 1 Abs. 1" ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Worten „ In 
Dateien" die Worte „oder zu ihrer Person ge- 
führten Akten" eingefügt. 

d) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „§ 1 
Abs. 4" durch die Worte „§ 1 Abs. 3" ersetzt. 


28. Zu Artikel 3 (§ 8 Satz 2 MADG) 

In Artikel 3 werden in § 8 Satz 2 die Worte „§ 12 
Abs. 2" durch die Worte „ § 12 Abs. 2 und 3" er- 
setzt. 


29. Zu Artikel 3 (§ 10 Abs. 1 und 3 Satz 1 MADG) 

In Artikel 3 wird § 10 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „§ 1 Abs. 2 
Nr. 1" durch die Worte „§ 1 Abs. 1 Nr. 1" und 
die Worte „§ 1 Abs. 2 und 3" durch die Worte 
„§ 1 Abs. 1 und 2" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Worten 
„Militärische Abschirmdienst" die Worte „bei 
der Wahrnehmung der Aufgaben nach § 1 
Abs. 1 Nr. 2" eingefügt. 


30. Zu Artikel 3 (§ 12 MADG) 

In Artikel 3 wird in § 12 die Zahl „25" durch die 
Zahl „24" ersetzt. 


31. Zu Artikel 3 (§ 13 MADG) 

In Artikel 3 wird § 13 wie folgt gefaßt: 

.5 13 

Geltung des Bundesdatenschutzgesetzes 

Bei der Erfüllung der Aufgaben nach § 1 Abs. 1 
bis 3 und § 2 finden die §§10 und 13 bis 20 des 
Bundesdatenschutzgesetzes in der Fassung des 
Gesetzes zur Fortentwicklung der Datenverarbei- 
tung und des Datenschutzes keine Anwen- 
dung. " 
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32. Zu Artikel 4 (§ 2 Abs. 2 Satz 3 BNDG) 

In Artikel 4 werden in § 2 Abs. 2 Satz 3 die Worte 
„§ 3 Abs. 3 Satz 2 und 3" durch die Worte „§ 3 
Abs. 2 Satz 2 und 3" ersetzt. 


33. Zu Artikel 4 (§ 6 Satz 2 BNDG) 

In Artikel 4 werden in § 6 Satz 2 die Worte „§ 12 
Abs. 2" durch die Worte „§ 12 Abs. 2 und 3“ er- 
setzt. 


34. Zu Artikel 4 (§ 10 BNDG) 

In Artikel 4 wird in § 10 die Zahl „25" durch die 
Zahl „24" ersetzt. 


35. Zu Artikel 4 (§ 11 BNDG) 

In Artikel 4 werden in § 11 die Worte „§§ 13 bis 
20" durch die Worte „§§ 10 und 13 bis 20" er- 
setzt. 


36. Zu Artikel 5 — neu — (§ 69 Abs. 2 Nr. 3 
— neu — SGB X) 

a) Nach Artikel 4 wird folgender neuer Artikel 5 
eingefügt; 


, Artikel 5 

Änderung des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch 

Das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch (Artikel I 
des Gesetzes vom 18. August 1980, BGBl. I 
S. 1469, 2218), das zuletzt durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 9. Juli 1990 (BGBl. I S. 1354) ge- 
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In § 69 Abs. 2 wird am Schluß der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgende Nummer 3 
angefügt: 

„3. die Bezügestellen des öffentlichen 
Dienstes, soweit sie kindergeldabhängige 
Leistungen des Besoldungs-, Versor- 
gungs- und Tarif rechts unter Verwendung 
von personenbezogenen Kindergelddaten 
festzusetzen haben, und deren aufsichts-, 
rechnungsprüfungs- oder weisungsbe- 
rechtigte Behörden." ' 

b) Die bisherigen Artikel 5 und 6 werden Arti- 
kel 6 und 7. 


37. Zu Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 (Inkrafttreten) 

In dem bisherigen Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 werden 
die Worte „Satz 3 " durch die Worte „Satz 3 und 4 " 
ersetzt. 
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